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SPD-Abgeordneter erlebt einen Tag lang Vollzugsalltag
Hospitation von Tom Schreiber in der Justizvollzugsanstalt Moabit am 21. Dezember 2017

A m 21. Dezember 2017 hospi-
tierte ich von 7 Uhr bis 15:40 
Uhr in der JVA Moabit. Obwohl 

ich die Arbeit dort schon 2015 begleite-
te, ist es wichtig, sich in regelmäßigen 
Abständen ein Bild vor Ort zu machen. 
Der Justizvollzug spielt in der Öffent-
lichkeit kaum eine wahrnehmbare 
Rolle. Vielmehr wird über Richter und 
Staatsanwälte berichtet. In der U-Haft 
gilt die Unschuldsvermutung und die 
Insassen warten dort auf ihren Prozess. 
In der Strafhaft erfolgte das rechtskräf-
tige Urteil bereits und die Täter sitzen 
teils jahrelange Haftstrafen ab. Das ist 
jeweils eine besondere Herausforde-
rung für den Justizvollzug. Als ich am 

Morgen am Besuchereingang wartete, 
konnte ich nicht sofort abgeholt werden, 
weil der Alarm ausgelöst wurde. Ein In-
sasse randalierte im Haftraum. Danach 
empfing mich die Leiterin und der Voll-
zugsdienstleiter der Teilanstalt 1. Wir 
hatten dann ca. zwei Stunden Zeit, um 
zahlreiche Themen zu besprechen. Wir 
diskutierten unter anderem über die 
Personalsituation, den Sanierungsbe-
darf, die Sicherheit, die organisierte 
Kriminalität, mutmaßliche Terroristen, 
Gefährder, Prävention, Sozialräume, 
Krankenstand und Gewalt gegen Voll-
zugsbedienstete.

Im Anschluss wurde ich vom Lei-
ter der Abteilung Sicherheit abgeholt. 

Nach einem längeren Gespräch zur 
organisierten Kriminalität (Rocker- 
und Clankriminalität) sprachen wir 
auch über Gefährder und mutmaßliche 
Terroristen. Diese drei Formen stellen 
den Vollzugsdienst vor besondere He-
rausforderungen. Ich informierte mich 
auch über den laufenden Wettbüro-
mordprozess und die mutmaßlichen 
Tatbeteiligten, aber auch konkret über 
namentlich bekannte Gefährder. Ich 
wollte wissen, wie der Haftalltag mit 
diesen Personen abläuft und welche 
Möglichkeiten bei ihnen hinsichtlich 
der Deradikalisierung bestehen. Die Er-
kenntnisse zur Gewaltbereitschaft, aber 
auch die Hierarchien innerhalb der Haft 
wurden mir dabei sehr deutlich.

Plötzlich ging ein weiterer Alarm der 
Stufe 2 los. Das bedeutete, dass die An-
staltsleiterin die Führung der folgenden 
Maßnahmen übernahm. Alle Insassen 
mussten sofort in die Hafträume und 
die Vollzugsbediensteten sammelten 
sich. Es war zum Glück nur ein Probe-
alarm. Unser Rundgang ging weiter. Ich 
schaute mir den Haftraum eines radi-
kalisierten Gefährders an. Dieser gilt 
als äußerst gefährlich und greift regel-
mäßig Beamte des Vollzugsdienstes an. 
Sein Prozess ist für 2018 angesetzt. Ein 
paar „bekannte Gesichter“ sah ich auch. 
So beispielsweise Kadir P., welcher in 
Arbeitskleidung dort unterwegs war 
oder beim Freigang im Hof, wo ein paar 
Beschuldigte des Wettbüromordpro-
zesses herumliefen. Im Anschluss fand 
ein gemeinsames Mittagessen mit der 

Tom Schreiber mit (v.l.n.r.) Interessenvertretung der JVA Moabit Uwe Schulz (Schwerbehindertenver-
tretung), Birgit Polnik (Frauenvertretung), Silke Jonas (Personalratsvorsitzende), Hans Oberhinning-
hofen (stellvertretender Personalratsvorsitzender).  Foto: BSBD Berlin

ZUR PERSON: Tom Schreiber
•  27.10.1978 geboren in 

Berlin-Buch
•  Nach dem Besuch der 

Grundschule und der Ober-
schule von 1999 bis 2000 
Grundwehrdienst in Hanno-
ver (EXPO 2000)

•  2000 bis 2001 begonnene 
Erstausbildung als Kauf-
mann im Groß- und Außen-
handel

•  2001 bis 2014 Studium der 
Politik- und Erziehungswis-
senschaften an der Univer-
sität Potsdam, Abschluss: 
Magister Artium (M.A.)

•  ab Oktober 2017 Lehrtätigkeit auf Honorarbasis an der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht (bis vorerst Februar 
2018) 

POLITISCHER WERDEGANG
01.03.1999  Eintritt in die SPD 
2000 bis 2001 Bürgerdeputierter im Ausschuss für 
  Bauen, Wohnen, Verkehr und 
  Stadtplanung
2000 bis 2004 verschiedene Funktionen bei den Jusos
  Treptow-Köpenick 
2001 bis 2006 SPD-Bezirksverordneter in 
  Treptow-Köpenick 
2004 bis 2015 stellvertretender Abteilungsvorsitzender
  (Abteilung 1, Köpenick-Nord) 
2004 bis 2006 stellvertretender Vorsitzender der 
  Arbeitsgemeinschaft für Bildung (AfB) 
2004 bis 2014 Landesparteitagsdelegierter/
  Ersatzdeligierter 
2005 bis 2012 Beisitzer im Kreisvorstand der SPD 
  Treptow-Köpenick  
seit 2006 Mitglied des Abgeordnetenhauses 
  von Berlin 
seit 2016 Abteilungsvorsitzender Köpenick-Nord/
  Dammvorstadt

Tom Schreiber.
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Nach dem Ausbruch gleich mehrerer 
Häftlinge aus der JVA Berlin-Plötzen-
see wurde zu Jahresbeginn öffentlich 
über die Zustände im Berliner Straf-
vollzug spekuliert. Immer wieder 
wurden wir als BSBD Berlin von den 
Journalisten zu dem Ausbruch und 
den Fluchten befragt.

Die aktuelle politische Diskussion war 
von Rücktrittsforderungen, aber auch 
von Hilflosigkeit geprägt. Die Vertre-
ter/innen des BSBD Berlin, die an der 
Rechtsausschusssitzung teilgenommen 
haben, waren zum Teil erstaunt und be-
troffen, wie wenig Fachwissen über den 
Justizvollzug selbst im Rechtsauschuss 
vorhanden ist. Der BSBD Berlin ist wie 
in der Vergangenheit auch an einer 
sachorientierten Aufklärung der Flucht 
interessiert und hat sich auch nicht –
wie andere – zu einer Rücktrittsäuße-
rung hinreißen lassen. Wir benötigen 
für die Zukunft einen Justizvollzug, der 
den Ansprüchen der Sicherheit und der 
Behandlung und Betreuung der Inhaf-
tierten entspricht und der gleicherma-
ßen sachgerechte Arbeitsplätze für die 
Beschäftigten darstellt.

Der Justizsenator hat im Parlament 
ein Versprechen abgegeben. Wir wer-
den ihn daran messen. Nach den an-
schließenden Diskussionen im Rechts-
auschuss des Abgeordnetenhauses und 
des Parlaments kann der BSBB Berlin 
als zuständige Fachgewerkschaft die 
Probleme benennen, aber auch Lö-
sungen präsentieren.

Grundlegendes wurde ausgemacht:

1.  In den letzten 12 bis 15 Jahren gab 
es keine kontinuierliche an den Auf-
gaben orientierte Personalberech-
nung. Mehrere Jahre wurde kein Per-
sonal im allgem. Justizvollzugsdienst 
eingestellt. Andere Jahre nur 1 oder 
2 Lehrgänge á 20 Teilnehmer. Durch 
den Doppelhaushalt 2014/2015 und 
in 2016 wurde eine  Einstellungskam-
pagne gestartet, um die künftigen 
Personalabgänge abzufedern. Dabei 
sind durch ein neues Strafvollzugs-
gesetz erhebliche Mehraufgaben für 
alle Berufsgruppen entstanden, die 
bisher wenig Berücksichtigung fin-
den. Das gilt auch für die aktuelle 
Diskussion um ein sich verändertes 
„Gefangenenklientel“. Die durch den 
Rot-Roten Senat im Jahr 2012 und 
2013 geforderten Einsparungen von 
über „200 Köpfen“ konnten offiziell 

Beschäftigtenvertretung statt und wir 
diskutierten danach im Raum der Perso-
nalrätin weiter. Ein großes Thema war 
die Wertschätzung der Arbeit. Natürlich 
spielt die Besoldung eine große Rolle. 
Es stellt sich auch die Frage: Wie kann 
man die Mitarbeiter/innen halten? Po-
sitiv anzumerken ist, dass es erstmalig 
eine Prämienzahlung gab. Der hohe 
Krankenstand belastet das gesamte Ge-
füge jedoch nach wie vor stark. Auch 
eine gerechte Gitterzulage steht immer 
wieder im Mittelpunkt von Debatten 
innerhalb der Anstalt. Das Anrechnen 
der Erfahrungsstufen muss besser lau-
fen. Der Austausch tat gut, weil ich hier 
noch einmal einen anderen Einblick in 
die Personalsituation bekommen konn-
te. Besonders möchte ich hier die Sozi-
alberatung positiv hervorheben.

Zum Schluss gab es dann noch ein 
Gespräch mit der neuen Anstaltsleite-
rin. Auch hier wurden kritische The-
men angesprochen. Das Problem, dass 
in der JVA Tegel kein Neubau entsteht, 
hat Auswirkungen auf die Kernsanie-
rung einer Teilanstalt der JVA Moabit. 
Die Personalsituation wurde angespro-
chen. Es fehlen Vollzugskräfte obwohl 
nun intensiv ausgebildet wird. Die Si-
cherheitstechnik wird ab 2018 auf dem 
neuesten Stand sein.

Nach Ausbruch mehrerer Häftlinge

Justizsenator gibt 
Versprechen ab

Erfolgsbilanz des BSBD Berlin

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug
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Mein Fazit: die besondere Heraus-
forderung für die Vollzugsbediensteten 
findet im Alltag statt. Hier spürt man, ob 
genug Personal und die richtige Schutz-
ausstattung vorhanden ist. Gewalt ge-
gen Beamte/innen des Vollzugs darf 
nicht aus dem Fokus geraten und für 
das Berufsbild müssen neue Perspekti-
ven geschaffen werden. Die Kernarbeit 
findet in den Teilanstalten statt. Auch 
der tägliche Umgang mit Menschen, die 
Kleinst- oder Schwerstkriminelle waren, 
hinterlässt Spuren.

Meine Hochachtung für die gelei-
stete Arbeit in der JVA Moabit und 
mein herzlicher Dank für diese in-
tensiven Einblicke in Ihre Arbeit. Ich 
stehe an Ihrer Seite. Tom Schreiber

Gewerkschaft Strafvollzug
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verhindert werden. Einsparungen 
wurden trotzdem durch die Hintertür 
vorgenommen. Nach der bisherigen 
Organisationsuntersuchung, die seit 
2012 in allen Justizvollzugsanstalten 
durchgeführt wurde und die sich da-
raus ergebende Personalbedarfsbe-
rechnung, fehlen uns mindestens 200 
zusätzliche Köpfe! Es gibt derzeit kei-
ne Personalreserven. Jeder Anwär-
ter/in und Probebeamte/in wird fast 
sofort in vollem Umfang eingesetzt. 
Eine seriöse Einarbeitungszeit durch 
dienstältere Kollegen/innen ist kaum 
möglich. Eine „Schonfrist“ auch für 
die Probebeamten nicht mehr mög-
lich! Jeder steht sofort seinen Mann 
oder Frau. Das Risiko, dabei Fehler zu 
begehen, ist groß! Das wissen auch 
die Gefangenen.

2.  Sicherheit und Ordnung steht an 
der zweiten Stelle in den Justizvoll-
zugsanstalten. Es bedarf eines Um-
denkens der Verantwortlichen und 
eines Erkennens, dass immer mehr 
Straftäter und damit Inhaftierte nicht 
resozialisierbar sind oder sich nicht 
resozialisieren wollen. Unser Straf-
vollzugsgesetz geht immer noch von 
dem „guten deutschen“ Straftäter 
aus. Den gibt es nicht mehr. In Ber-
lin sind fast 75 % der Inhaftierten 
ausländischer Herkunft oder ha-
ben einen Migrationshintergrund. 
Dadurch haben wir ein erhebliches 
Bildungs- und Sprachproblem, was 
zu weiteren Konflikten zwischen Be-
schäftigten und Inhaftierten führt. 
Auch ist das Trennungsgebot zwi-
schen ethnischen Gruppen, der or-
ganisierten Kriminalität und beson-
deren Straftaten schwer umsetzbar.

3.  Es gibt einen erheblichen baulichen 
Sanierungsbedarf, der durch die 
Sparpolitik der Vergangenheit ver-
ursacht wurde. Jetzt ist der Bedarf 
so groß, dass im Rahmen der Priori-
tätensetzung es sehr schwer ist, eine 
vernünftige und sinnvolle Reihenfol-
ge der verschiedenen Maßnahmen 
herzustellen. Das gilt für alle An-
stalten, aber besonders für die An-
stalten, die über 100 Jahre alt sind, 
wie die JVA Moabit, Plötzensee und 
Tegel. Wenn es Haftanstalten mit 
einem mittleren und hohen Sicher-
heitsstandard gibt, ist das auch in den 
Baumaßnahmen zu berücksichtigen. 

Welche Maßnahmen könnten Verbes-
serungen bringen? Was ist zu tun?

1.  Wir benötigen eine strategisch sinn-
volle Werbekampagne, die die Vor-
teile der Aufgaben im Justizvollzug 
darstellt und gleichzeitig auch eine 
Imagekampagne in der Gesellschaft 

darstellt. Das würde sicherlich für 
gute Bewerber/innen in allen Be-
rufsgruppen sorgen. Ich erinnere 
hierbei an die Werbeaktion des dbb, 
„Die Unverzichtbaren“. Zudem muss 
der Senat endlich begreifen, dass vor 
allem für viele junge Menschen das 
Geld ein ausschlaggebender Faktor 
ist. In einer Stadt wie Berlin, wo sich 
inzwischen fast alle Bundesbehörden 
(auch die wichtigen Sicherheitsbe-
hörden) tummeln, spielt die monatli-
che Besoldung nun einmal einen ent-
scheidenden Faktor. Der Senat sollte 
dem Vorschlag der CDU-Fraktion 
im Berliner Abgeordnetenhaus fol-
gen und schrittweise die Besoldung 
an die des Bundes anpassen. Allein 
die aktuellen Haushaltsüberschüsse 
von über 2. Mrd. Euro, lassen auch 
hier Spielraum für eine vernünftige 
Besoldungspolitik.

2.  Es muss mehr in die technische Si-
cherheit investiert werden. Die Tech-
nik soll den Arbeitsalltag der Men-
schen erleichtern und nicht ersetzen. 
Da wo es möglich ist, muss zeitnah 
nachgerüstet werden. In den Be-
reichen der äußeren Sicherheit, wie 
z. B. die Tore oder Alarmzentralen der 
Justizvollzugsanstalten darf perso-
nell nicht weiter eingespart werden. 
Die Schwachstellen sind durchaus 
bekannt. Dafür benötigen wir keine 
Expertenkommission. 

3.  Um die alten Baustrukturen zu erset-
zen, benötigen wir dringend Ersatz. 
Dazu gehört die Sanierung von alten 
Gebäuden. Hier kann man durchaus 
über die Landesgrenzen schauen und 
erstaunliche Möglichkeiten in ande-
ren Bundesländern entdecken. Wir 
benötigen aber auch dringend mo-
derne, dem 21. Jahrhundert entspre-
chende Haftanstalten. Wir können 
daher nicht verstehen, warum die 
Teilanstalt I in der Justizvollzugs-
anstalt Tegel nicht gebaut werden 
soll. Hier entstünde sinnvoller Spiel-

raum, um andere Anstalten zu entla-
sten. Die Finanzierung ist gesichert, 
eine Planung vorhanden!

Was muss sich auf lange Sicht  
ändern?“

1.  Wir benötigen klare Strukturen. Da-
her müssen die Behandlungs- und 
Resozialisierungskonzepte auf den 
Prüfstand. Die Rückfallquote ist auch 
deshalb so hoch, weil wir nicht ge-
nügend sinnvolle Maßnahmen der 
Beschäftigung für die Gefangenen 
anbieten. Hier fehlt eine Idee, wie 
die Arbeitsbetriebe ausgebaut und 
gestärkt werden können. Zu dieser 
Wertschätzung gehört auch die An-
erkennung des Meistertitels in den 
Justizvollzugsanstalten. Es beinhaltet 
aber auch, dass wir uns um die Inhaf-
tierten täglich intensiv kümmern kön-
nen. Schul- und Berufsausbildung ist 
sicherlich nicht billig, aber langfristig 
sinnvoll. Das Sprachproblem muss 
überwunden werden.

2.  Es gibt immer nur eine taktische Aus-
richtung des Justizvollzuges auf den 
nächsten Doppelhaushalt, maximal 
auf die Legislaturperiode. Wir benö-
tigen eine echte strategische Ausrich-
tung des Justizvollzuges. Wo stehen 
wir, mit welchen Konzepten und wel-
chem Personal in z. B. zehn Jahren? 
Hier sind auch die Anstaltsleiter/in-
nen gefragt, Ideen zu entwickeln und 
diese gemeinsam mit den Interessen-
vertretungen umzusetzen.

3.  Die Arbeitszufriedenheit und die 
Sicht auf die Berufsbilder des öf-
fentlichen Dienstes haben sich bei 
der neuen, jungen Generation ge-
wandelt. Der dauerhafte und sichere 
Arbeitsplatz ist nicht mehr der Maß-
stab aller Dinge. Nun ist es im Justiz-
vollzug, im Bereich des Schicht- und 
Wechseldienstes, sicherlich schwer, 
Familie und Beruf unter einen Hut zu 
bringen. Es gibt heutzutage aber auch 
viele andere Möglichkeiten, für Zu-
friedenheit unter den Beschäftigten 
zu sorgen. Auch hier spielt die finan-
zielle Absicherung und das Vorbeu-
gen des Ruhestandes eine wichtige 
Rolle. Hier könnten aus unserer Sicht 
zusätzliche Leistungen und Angebote 
im Bereich der Beihilfe, der Altersab-
sicherung, der Berufs- und Dienstab-
sicherung im Krankheitsfall und eines 
Schutzes der Beschäftigten und ihrer 
direkten Angehörigen eine wichtige 
Rolle spielen. Wichtig ist für uns, dass 
der mit dem Justizsenator Ende 2017 
unterzeichnete Gesundheitspakt vor 
Ort in den Dienststellen gelebt wird. 
Der Senator wird sich daran messen 
lassen müssen.
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Die Kostendämpfungspauschale soll endlich fallen
Abgeordnetenhaus beschließt Haushaltsgesetz 2018/2019

„Endlich wird eine zentrale Forderung 
des dbb berlin zur Änderung des Beihil-
ferechts – durch die Abschaffung der 
Kostendämpfungspauschale – erfüllt. 
Nun muss nur noch der § 76 Landesbe-
amtengesetz geändert werden, in dem 
die Einbehaltung (einschließlich der 
Höhe) der Kostendämpfungspauscha-
le festgeschrieben ist. Bleibt zu hoffen, 
dass diese Änderung umgehend durch 
den Gesetzgeber beschlossen wird und 
die Beschäftigten nicht wieder eine 
Pleite, wie seinerzeit bei der unendlich 
langen verzögerten Abschaffung der 
Praxisgebühr, erleben müssen,“ kom-
mentiert Landeschef Frank Becker den 
Beschluss des Abgeordnetenhauses.

Tatsächlich finden sich in der Anlage 
zur „Dringlichen Beschlussempfehlung“ 
des Hauptausschusses vom 6. Dezember 
2017 in den Änderungen zum Entwurf 
des Doppelhaushaltes „Mehrausgaben“ 
in 2018/2019 „aufgrund der Abschaf-
fung der Kostendämpfungspauschale“ 
wieder. Faktisch hat das Parlament so-
mit die – seitens des dbb beamtenbund 
und tarifunion berlin (dbb berlin) 
lange geforderte – Abschaffung der Kos-
tendämpfungspauschale endlich be-
schlossen.

Bereits in seiner Stellungnahme zum 
damaligen Entwurf der Zweiten Verord-
nung zur Änderung der Landesbeihil-
feverordnung vom 2. November 2015 
hat der dbb berlin ausgeführt, dass 
das Land Berlin mit dieser Verordnung 
dazu beiträgt, die gemeinsamen Eck-
punkte des Beihilferechts von Bund und 
Ländern einheitlich zu gestalten und 
fortzuentwickeln. Gleichzeitig – und 
das kritisierte der dbb berlin seinerzeit 
– werden aber die bereits bestehenden 
Einschnitte, wie die Kostendämpfungs-
pauschale nicht aufgehoben. „Die Be-
amtinnen und Beamten haben jahre-
lang zur Konsolidierung des Haushaltes 
des Landes Berlin durch massiven Ge-
haltsverzicht beigetragen. Bei einem 
Rekordüberschuss von 2,1 Milliarden 
in der Landeskasse muss hiermit end-
lich Schluss sein. Die Beamtinnen und 
Beamten im Land Berlin erwarten zu 
Recht, dass das Parlament in Sachen 
Besoldungserhöhung jetzt auf jede 
zeitliche Verzögerung gegenüber dem 
Tarifbereich verzichtet und jeweils den 
1. Januar als Anpassungszeitpunkt be-
schließt. Für halbe Schritte, wie eine um 
zwei Monate verkürzte Verzögerung, 
gibt es keinen sachlichen Grund. Eine 
weitere Benachteiligung ist den Berliner 
Beamtinnen und Beamten nicht mehr 

zu vermitteln.“, erklärte der Landesvor-
sitzende des dbb berlin, nach der Veröf-
fentlichung des Rekordüberschusses im 
Berliner Landeshaushalt 2017.

Das Abgeordnetenhaus hatte mit 
dem Doppelhaushalt 2018/2019 be-
schlossen, die Besoldungsanpassung 
um zwei Monate, auf den 1. Juni 
2018, vorzuziehen. Der dbb berlin hat 
diesen Beschluss im vergangenen Jahr 
begrüßt, aber weiterhin eine sofortige 
Anpassung eingefordert. Zu diesem 
Zeitpunkt war bereits klar, dass der 
Jahresabschluss 2017 ein historisches 
Haushaltsergebnis ergeben wird. Laut 
Pressemitteilung der Senatsverwaltung 
für Finanzen liegt „der rechnerische Fi-
nanzierungsüberschuss bei 2,16 Mrd. 
Euro und eröffnet Berlin erneut großen 
Spielraum für Investitionen in die wach-
sende Stadt. Gleichzeitig können wir ei-
nen wesentlichen Beitrag zur Schulden-
tilgung leisten und damit nachhaltig die 
Zinslasten der Zukunft reduzieren.”

Das positive Jahresergebnis ist auf der 
Einnahmenseite im Wesentlichen auf 

die guten konjunkturellen Rahmenbe-
dingungen zurückzuführen. Diese hat-
ten deutlich mehr Steuereinnahmen zur 
Folge als selbst in der bereits durch den 
Nachtragshaushalt 2017 nachgesteuer-
ten Planung vorgesehen war, nämlich 
ein Plus von etwas mehr als 1 Mrd. Euro. 
Darüber hinaus wurde auch bei den 
weiteren Einnahmen ein höheres Volu-
men als geplant eingenommen. 

Dies führt in Summe zu bereinigten 
Einnahmen in Höhe von 27,698 Mrd. 
Euro. Das sind 1,244 Mrd. Euro mehr 
als erwartet.

Auf der Ausgabenseite erreicht Ber-
lin bei den Personalausgaben mit 8,222 
Mrd. Euro im Wesentlichen die Pla-
nungsannahmen (Ansatz: 8,282 Mrd. 

Euro). Die im Nachtragshaushalt 2017 
auf 14,729 Mrd. Euro vor allem wegen 
der erwarteten Kosten der Unterbrin-
gung von Flüchtlingen um rund 380 
Mio. Euro erhöhten konsumtiven Sach-
ausgaben wurden deutlich unterschrit-
ten. Dr. Matthias Kollatz-Ahnen: „Es 
war richtig, ausreichend Vorsorge zu 
treffen, weil wir auch mit dem Haus-
halt handlungsfähig sein wollten für 
den Fall, dass nicht 800 Flüchtlinge pro 
Monat kommen, sondern 1000.” Im Ver-
gleich zum Vorjahr reduzierten sich die 
Gesamtkosten um 335 Mio. Euro auf 
927 Mio. Euro (vorläufige Zahlen). Die 
Belastung des Landes fällt geringer aus, 
weil teilweise Erstattungen des Bundes 
in 2017 und 2018 erfolgen. 

BSBD Berlin fordert  
weiterhin den Neubau der TA I
„Uns ist bewusst, dass der Haushaltsü-
berschuss viele Begehrlichkeiten weckt. 
Aber im Rahmen der Haushaltsaufstel-
lung 2018/2019 wurden mit der Be-
gründung der begrenzten Haushalts-

mittel viele Projekte nicht 
umgesetzt. Dazu gehörte 
u. a. auch der Neubau der 
Teilanstalt I in der JVA Tegel. 
Dieses Projekt mit einem Vo-
lumen von 24. Mio. € wäre 
jetzt unproblematisch um-
setzbar, zumal alle Pläne 
vorhanden sind, das Gelän-
de fast freigeräumt und der 
Berliner Justizvollzug hän-
deringend auf diese Entla-
stung wartet“, äußerte sich 
der Landesvorsitzende des 
BSBD Berlin Thomas Goiny 
zu den Haushaltzahlen.

Ferner erwartet der BSBD 
Berlin, dass die allgemeinen 

Stellenzulagen für den Werkdienst 
und den Vollzugsdienst umgehend 
erlassen werden, zumal ein entspre-
chender Formulierungsvorschlag seit 
über drei Monaten durch die Senatsver-
waltung für Justiz vorliegt.

Auch den finanziellen Anpassungen 
beim Schicht- und Wechseldienst und 
dem Dienst zu ungünstigen Zeiten 
stehen jedenfalls finanzielle Pro-
bleme nicht mehr im Weg. Die Frage 
ist nur, woran es liegt, dass selbst ein-
fachste Regelungen Monate lang nicht 
entschieden und umgesetzt werden ?!

Wir bleiben als BSBD Berlin an dem 
Thema dran und werden uns weiter-
hin für eine schnelle Umsetzung ein-
setzen.

Der Neubau der Teilanstalt I in der JVA Tegel sollte nach  
Ansicht des BSBD Berlin umsetzbar sein.  
 Symbolfoto: ©Sinuswelle/AdobeStock
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